Verordnung

des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
(Corona-ArbSchV)

A. Problem und Ziel

Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in Deutschland ist bundes-
weit racklaufig.

Das Robert Koch-Institut (RKI) schatzt in seiner aktuellen Risikobewertung (Stand: 26. Mai
2021) zwar die Gefahrdung fir die Gesundheit der Bevdlkerung in Deutschland nicht mehr
als ,sehr hoch®, aber immer noch als ,hoch® ein. Die Quote vollstdndig Geimpfter steigt jetzt
von Tag zu Tag, auch Betriebsarzte werden seit dem 7. Juni 2021 mit Impfstoff beliefert;
zugleich treten neue, ansteckendere Virusmutationen auf.

Aktuell betragt der Anteil der Delta-Variante in Deutschland 2,5 Prozent, allerdings mit stark
ansteigender Tendenz der absoluten Fallzahlen.

Es fehlen auflerdem weiterhin wirksame Behandlungsmaoglichkeiten. Von den Auswirkun-
gen einer Coronavirus SARS-CoV-2-Infektion oder einer COVID-19-Erkrankung (,Long-
COVID") sind auch Personen betroffen, die einen leichten oder asymptomatischen Krank-
heitsverlauf hatten.

Aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse ist derzeit davon auszugehen, dass geimpfte
Personen und genesene Personen weit weniger ansteckend sind und das Restrisiko einer
Weiterlibertragung ganz erheblich minimiert ist. Das Risiko einer Ubertragung des Corona-
virus SARS-CoV-2 durch Personen, die vollstandig geimpft wurden, ist spatestens zum
Zeitpunkt ab dem 15. Tag nach der zweiten Impfung wesentlich geringer. Gleiches gilt fur
genesene Personen fur einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten nach einer Uber-
standenen Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2.

Die Zahl Genesener und Geimpfter nimmt kontinuierlich zu, wenn auch nicht in allen Be-
trieben in gleichem MalRe. Das hat Auswirkungen auf die Verbreitung des Coronavirus
SARS-CoV-2 im betrieblichen Umfeld. Der betriebliche Infektionsschutz kann entsprechend
spezifischer festgelegt werden. Uber die Gefahrdungsbeurteilung und die Anpassung des
betrieblichen Hygienekonzepts haben die Arbeitgeber weiterhin ein hohes Sicherheitsni-
veau sicher zu stellen. Dies insbesondere im Hinblick auf die Meldedaten des Robert Koch-
Instituts. Die Daten verdeutlichen, dass Betriebe als Infektionsumfeld nach den privaten
Haushalten das zweithdchste Ausbruchsgeschehen zeigen. Zudem verdeutlichen die Da-
ten der Krankenhauser, dass aktuell 40 Prozent der COVID-19-Patienten auf Intensivstati-
onen im berufstatigen Alter zwischen 30 und 65 Jahren sind. Weiterhin besteht die Gefahr
der Ausbreitung neu aufgetretener, deutlich ansteckenderer Virusvarianten. Eine Neube-
wertung der SchutzmafRhahmen in den Betrieben muss daher mit gro3er Sorgfalt durchge-
fuhrt werden, insbesondere, wenn noch nicht alle im Betrieb die Mdglichkeit hatten, ein
Impfangebot anzunehmen.



B. Losung

Mit der Abldsung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung werden die Vorgaben zum be-
trieblichen Infektionsschutz der positiven Entwicklung eines bundesweit ricklaufigen Infek-
tionsgeschehens angepasst. Allerdings muss tatigkeitsbedingten Infektionsgefahren wei-
terhin wirksam begegnet werden. Daher sollen nur noch grundlegende Vorgaben wie die
Kontaktreduzierung, die Testangebotspflicht sowie die Verpflichtung zur Erstellung und Ak-
tualisierung betrieblicher Hygienekonzepte in der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
verbleiben. Der Verweis auf die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und die Handlungshilfen
der Unfallversicherungstrager wird beibehalten.

Insbesondere die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel enthalt detaillierte Vorgaben und Infor-
mationen zur Gefahrdungsbeurteilung und zu den jeweiligen SchutzmalRnahmen in Bezug
beispielsweise auf Arbeitsplatzgestaltung, besondere Betriebsraume, Mallhahmen zur LUf-
tung, Homeoffice, Sicherstellung von ausreichenden Schutzabstanden, Gestaltung von
Pausen- und Arbeitszeit, Berucksichtigung psychischer Belastungen, Atemschutzmasken
und Mund-Nase-Schutz, arbeitsmedizinische Pravention einschliel3lich Umgang mit beson-
ders schutzbedirften Beschaftigten, SchutzmalRnahmen fir besondere Arbeitsstatten und
Arbeitsplatze sowie die besonderen betrieblichen Einrichtungen wie Baustellen, Unter-
kiinfte, Land- und Forstwirtschaft sowie schlieBlich AuRen- und Lieferdienste und den Of-
fentlichen Personennahverkehr.

Damit steht ein umfangreiches MalRnahmenportfolio zur Verfliigung, das die erforderliche
flexible Anpassung der betrieblichen Hygienekonzepte an das jeweilige regionale oder

branchenspezifische Infektionsgeschehen sowie auch den Impfstatus der Belegschaft er-
moglicht und zugleich einen wirkungsvollen Vollzug sicherstellt.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
Fiar Bund, Lander und Kommunen als Arbeitgeber konnen durch die Verordnung als Arbeit-
geber in Abhangigkeit von der Grofie der Verwaltung Kosten in Verbindung mit der Umset-

zung von Infektionsmalnahmen entstehen. Fur den Bund werden diese Kosten im Rahmen
der bestehenden Ansatze in den Einzelplanen gedeckt.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Blirgerinnen und Burger

Fur Burgerinnen und Birger wird kein Erfllungsaufwand begriindet, gedndert oder aufge-
hoben.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Zur Unterbreitung des Testangebots entsprechend § 4 der Verordnung sind, unter Berlck-

sichtigung der in der Begriindung getroffenen Annahmen, einmalige Sachkosten Uber die
Gultigkeitsdauer der Verordnung von bis zu 694 Millionen Euro zu veranschlagen (Maxi-
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malszenario). Auf Grund der bestehenden Testangebote und einer fortlaufend ansteigen-
den Impfquote ist von einem tatsachlichen Aufwand auszugehen, der deutlich unter dieser
Schatzung liegt.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Es entstehen keine Birokratiekosten aus Informationspflichten.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Im Hinblick auf den Erfullungsaufwand der Verwaltung als Arbeitgeber gelten die Ausfuh-
rungen unter E.2 entsprechend.

Darlber hinaus entsteht kein Erflillungsaufwand fiir die Verwaltung.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Verordnung des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
(Corona-ArbSchV)

Vom ...

Auf Grund des § 18 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes, der durch Artikel 1 Nummer 1
Buchstabe b des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3334) angefiigt worden ist,
verordnet das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales:

§1
Ziel und Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung dient dem Ziel, das Risiko einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 bei der Arbeit zu minimieren und die Sicherheit und Gesundheit der Beschaf-
tigten zu schitzen.

(2) Die Arbeitsschutzverordnungen gemafR § 18 Absatz 1 und 2 des Arbeitsschutzge-
setzes und abweichende Vorschriften der Lander zum Infektionsschutz, insbesondere im
Zusammenhang mit der Betreuung von Kindern, sowie weitergehende Vorschriften der Lan-
der und die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel bleiben unbertihrt.

§2
Gefahrdungsbeurteilung und betriebliches Hygienekonzept

(1) Der Arbeitgeber hat gemaf den §§ 5 und 6 des Arbeitsschutzgesetzes die Gefahr-
dungsbeurteilung hinsichtlich zusatzlich erforderlicher Malnahmen des betrieblichen Infek-
tionsschutzes unter Berucksichtigung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel zu Uberprufen
und zu aktualisieren. Auf der Grundlage der Gefahrdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber in
einem Hygienekonzept die erforderlichen MaRnahmen zum betrieblichen Infektionsschutz
festzulegen und umzusetzen. Die festzulegenden MalRnahmen sind auch in den Pausen-
bereichen und wahrend der Pausenzeiten umzusetzen. Zur weiteren Orientierung Uber ge-
eignete MaRnahmen nach den Satzen 1 und 2 kénnen insbesondere die branchenbezoge-
nen Handlungshilfen der Unfallversicherungstrager herangezogen werden.

(2) Ergibt die Gefahrdungsbeurteilung, dass ein Schutz der Beschaftigten durch tech-
nische und organisatorische Schutzmaflinahmen nicht ausreichend ist und das Tragen me-
dizinischer Gesichtsmasken (Mund-Nase-Schutz) oder der in der Anlage bezeichneten
Atemschutzmasken durch die Beschaftigten erforderlich ist, sind diese vom Arbeitgeber be-
reitzustellen. Die Beschaftigten haben die vom Arbeitgeber zur Verfliigung zu stellenden
Masken oder mindestens gleichwertige Masken zu tragen.

(3) Das betriebliche Hygienekonzept ist den Beschaftigten in geeigneter Weise in der
Arbeitsstatte zuganglich zu machen.
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§3
Kontaktreduktion im Betrieb

Der Arbeitgeber hat alle geeigneten technischen und organisatorischen Mallhahmen
zu treffen, um betriebsbedingte Personenkontakte zu reduzieren. Die gleichzeitige Nutzung
von Raumen durch mehrere Personen ist auf das betriebsnotwendige Minimum zu reduzie-
ren.

§4
Tests in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2

(1) Zur Minderung des betrieblichen SARS-CoV-2-Infektionsrisikos hat der Arbeitge-
ber den Beschaftigten, soweit diese nicht ausschliellich in ihrer Wohnung arbeiten, min-
destens zweimal pro Kalenderwoche kostenfrei einen Test in Bezug auf einen direkten Er-
regernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 anzubieten, der vom Bundesinstitut fir Arz-
neimittel und Medizinprodukte zugelassen ist.

(2) Testangebote nach Absatz 1 sind nicht erforderlich, soweit der Arbeitgeber durch
andere geeignete Schutzmallnahmen einen gleichwertigen Schutz der Beschaftigten si-
cherstellt oder einen bestehenden gleichwertigen Schutz nachweisen kann.

(3) Nachweise Uber die Beschaffung von Tests und Vereinbarungen mit Dritten Uber
die Testung der Beschaftigten hat der Arbeitgeber bis zum Ablauf des 11. September 2021
aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist nach Satz 1 gilt auch fir Nachweise Uber bis zum
30. Juni 2021 beschaffte Tests und fur Nachweise tber bis zum 30. Juni 2021 geschlossene
Vereinbarungen mit Dritten Uber die Testung der Beschéftigten nach § 5 Absatz 1 der
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. April 2021 (BAnz AT 22.04.2021 V1) gean-
dert worden ist.

§5
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2021 in Kraft. Sie tritt am Tag der Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bun-
destag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes, spatestens jedoch mit Ab-
lauf des 10. September 2021 aulRer Kraft.



Einsetzbare Atemschutzmasken

Anlage

Folgende Atemschutzmasken kénnen nach § 2 Absatz 2 ausgewahlt und benutzt werden:

Standard
(Teil der Kennzeich- Ziellan-
Maskentyp |nung) Weitere Kennzeichnungsmerkmale der
FFP2 oder |Verordnung (EU) CE-Kennzeichnung mit nachgestellter Kenn- |EU
vergleich- 2016/425 nummer der notifizierten Stelle
bar" DIN EN Gerateklasse (zum Beispiel FFP2)
149:2001+A1:2009 oder | Gebrauchsdauer
vergleichbar Herstellerangaben
EU-Konformitatserklarung
Anleitung und Information
Vollmasken, | Verordnung (EU) CE-Kennzeichnung mit nachgestellter Kenn- |EU
geblaseun- |2016/425 nummer der notifizierten Stelle
terstiitzte Vollmasken: EN 12942 |Herstellerangaben
Masken, oder vergleichbar; EU-Konformitatserklarung
Hauben o- |geblasefiltrierende Hau- | Anleitung und Information
der Helme |ben: EN 12941 oder ver-
mit aus- gleichbar
wechselba- |EN 136 oder vergleich-
rem Parti- bar
kelfilter? Partikelfilter: EN 143 o-
der vergleichbar
N95" NIOSH-42CFR84 Modellnummer USA und
Lot-Nummer Kanada
Maskentyp
Herstellerangaben
TC-Zulassungsnummer
P2" AS/NZS 1716-2012 Identifizierungsnummer oder Logo der Kon- | Austra-
formitatsbewertungsstellen lien und
Neusee-
land
DS2" JMHLW-Notification 214, | https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsge- |Japan
2018 staltung-im-Betrieb/Coronavirus/pdf/
Kennzeichnung-Masken.pdf?__ blob=
publicationFile&v=10
https://www_ jaish.gr.jp/horei/hor1-y/hor1-
y-13-11-3_1.pdf
https://www jaish.gr.jp/horei/hor1-y/hor1-
y-13-11-3_2.pdf
CPA" Prufgrundsatz fur Bescheinigung der Marktiberwachungsbe- | Deutsch-
Corona SARS-CoV-2 hoérde nach § 9 Absatz 3 der Medizinischer |land
Pandemie Atemschutz- |Bedarf Versorgungssicherstellungsverord-
masken (CPA) nung, die vor dem 1. Oktober 2020 ausge-
stellt wurde.
D) Ohne Ausatemventil; Masken mit Ausatemventil diirfen nur getragen werden, wenn alle Kontaktperso-

nen ebenfalls eine Atemschutzmaske tragen. Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmasken
(CPA) kénnen zum Beispiel Uberpriifte KN95-Masken sein, die nach dem Prifgrundsatz fiir CPA der
Zentralstelle der Lander fiir Sicherheitstechnik getestet worden sind.
2) Bei diesen Systemen besteht kein Fremdschutz. Sie kénnen daher nur angewendet werden, wenn alle
Kontaktpersonen eine Atemschutzmaske tragen.



Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Vor dem Hintergrund des ricklaufigen Infektionsgeschehens wird der Arbeitgeber mit den
Vorgaben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung und unter Bertcksichtigung der un-
tergesetzlichen SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel verpflichtet, durch die Gefahrdungsbeur-
teilung und das daraus folgende betriebliche Hygienekonzept die Sicherheit und den Ge-
sundheitsschutz der Beschaftigten bei der Arbeit weiterhin regelmafig zu uberprifen und
anzupassen. Trotz der erfreulichen Entspannung bei den Infektionszahlen muss allerdings
weiterhin mit einem Wiederanstieg des Infektionsgeschehens gerechnet werden, da bislang
erst ein Teil der Gesamtbevdlkerung und insbesondere der Beschéftigten vollstandig ge-
impft ist, es in vielen Bereichen zu Lockerungen kommt und zudem immer noch regelmaRig
neue, potenziell ansteckendere und gefahrlichere Virusmutationen auftreten. Weiterhin ist
festzuhalten, dass Infektionen in der Arbeitswelt mittlerweile das Infektionsgeschehen ins-
gesamt malgeblich beeinflussen (vergleiche unter anderem: Ludwig-Maximilians-Universi-
tat Minchen/CoDAG Bericht Nr. 16, 28. Mai 2021). Daher sind weiterhin Ma3nahmen der
Kontaktbeschrankungen auch in der Arbeitswelt erforderlich, zumal wirksame Behand-
lungsmethoden bei COVID-19-Erkrankungen immer noch fehlen.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Neufassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung stellt die Gefahrdungsbeurtei-
lung und das betriebliche Hygienekonzept als sich ergdnzende Bestandteile des betriebli-
chen Infektionsschutzes in den Mittelpunkt. Das sind probate Instrumente flir die Anpas-
sung der Mallnahmen des betrieblichen Infektionsschutzes an eine sich immer mehr ab-
schwachenden Corona-Infektionslage. Ziel ist weiterhin die Reduzierung der Gefahr einer
moglichen Infektion im betrieblichen Kontext. Die Vorgaben der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung werden neu an der Entwicklung der epidemischen Lage, insbesondere
am Impffortschritt und den bundesweit sinkenden Infektionszahlen, ausgerichtet. Wichtigste
Grundlage fur die Erstellung des betrieblichen Hygienekonzepts bleibt die SARS-CoV-2-
Arbeitsschutzregel. Sie enthalt detaillierte Vorgaben und Informationen zu allen wesentli-
chen Fragestellungen des betrieblichen Infektionsschutzes. Als branchenspezifische Kon-
kretisierung kénnen zusatzlich die Handlungshilfen der Unfallversicherungstrager herange-
zogen werden.

Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung enthalt eine Verpflichtung des Arbeitgebers zu
zwei wochentlichen Testangeboten fir alle in Prasenz arbeitenden Beschaftigten. Weiterhin
wird die Moglichkeit aufgenommen, dass eine Abweichung von dieser Verpflichtung mdg-
lich ist, wenn der Arbeitgeber anderweitig den gleichwertigen Schutz der Beschaftigten si-
cherstellt oder diesen gleichwertigen Schutz anderweitig nachweisen kann. Beschéftigten,
bei denen ein Nachweis der vollstandigen Impfung oder Genesung von einer COVID-19-
Erkrankung vorliegt, kdnnen vom Testangebot ausgenommen werden. Die Gefahrdungs-
beurteilung sollte aber festlegen, ob ein Testangebot dennoch sinnvoll sein kann, um das
Risiko der Einschleppung von COVID-19 in den Betrieb weiter zu vermindern. Die Verord-
nung sieht jedoch kein Auskunftsrecht des Arbeitgebers Uber Impf- oder Genesungsstatus
der Beschaftigten vor.



1. Alternativen

Keine.

V. Regelungskompetenz

Die Verordnungskompetenz fiir das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales ergibt sich
aus § 18 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europadischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Vertragen
vereinbar.

VL. Regelungsfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Verordnung sieht keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung vor.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Nachhaltigkeitsaspekte sind durch die Verordnung nicht betroffen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fir Bund, Lander und Kommunen als Arbeitgeber kénnen durch die Verordnung in Abhan-
gigkeit der GroRRe der Verwaltung Kosten in Verbindung mit der Umsetzung von Infektions-
mafRnahmen entstehen. Fur den Bund werden diese im Rahmen der bestehenden Ansatze
in den Einzelplanen gedeckt.

4. Erfullungsaufwand

4.1 Erfullungsaufwand fur Bdrgerinnen und Blrger

Fur die Burgerinnen und Blrger entsteht kein Erflllungsaufwand.
4.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Durch die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung konnen fur Arbeitgeber in Abhangigkeit
der Unternehmensgréfie und des jeweiligen Wirtschaftszweigs einmalige Sach- und Perso-
nalkosten durch die Umsetzung von InfektionsmalRnahmen entstehen. Fir die Unterbrei-
tung eines Testangebots entsprechend dieser Verordnung sind bis zum 11. September
2021 in Abhangigkeit von bestehenden Testangeboten und der Anwendung anderer geeig-
neter Schutzmaflnahmen bis zu achtundvierzig Euro je Beschaftigten anzusetzen.

Zur Unterbreitung des Testangebots entsprechend § 4 der Verordnung sind, unter Vernach-
lassigung der Tatsache, dass in Hinblick auf die Testung auch andere geeignete Schutz-
maflinahmen getroffen werden kénnen, einmalige Sachkosten Uber die Gultigkeitsdauer der
Verordnung von bis zu 694 Millionen Euro zu veranschlagen. Zusatzliche Kosten entstehen
fur die Betriebe, die bisher kein entsprechendes Testangebot unterbreiten. Zur Bestimmung
der einmaligen Kosten werden circa 31 Millionen Beschaftigte (inklusive vier Millionen aus-
schlieBlich geringfigig entlohnte Beschaftigte) bzw. 12,3 Millionen Beschéaftige ohne ein-
maliges Testangebot entsprechend der Selbstverpflichtung der Wirtschaft berlicksichtigt.



4.3 Erfullungsaufwand fiur die Verwaltung

Im Hinblick auf den Erflllungsaufwand der Verwaltung als Arbeitgeber gelten die Ausfih-
rungen unter 4.2 entsprechend.

Daruber hinaus entsteht kein Erfullungsaufwand fur die Verwaltung.
5. Weitere Kosten

Die Verordnung flhrt zu keinen weiteren Kosten.

6. Weitere Regelungsfolgen

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher entstehen nicht. Die Verordnung hat
keine gleichstellungspolitische Relevanz.

VIl. Befristung; Evaluierung

Die Rechtsverordnung, die das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales im Rahmen der
epidemischen Lage von nationaler Tragweite erlasst, tritt spatestens mit Ablauf des 10.
September 2021 auler Kraft.

B. Besonderer Teil

Zu § 1 (Ziel und Anwendungsbereich)
Zu Absatz 1

Die in dieser Verordnung und in der SARS-CoV-2-Arbeitsregel beschriebenen Mallnahmen
schiitzen die kérperliche Unversehrtheit der Beschéaftigten und tragen gleichzeitig im Uber-
gang in eine sich abschwachende Infektionslage zur Funktionsfahigkeit der Wirtschaft und
des offentlichen Lebens bei.

Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel beschreibt die Anforderungen an die Gefahrdungsbe-
urteilung und das betriebliche Hygienekonzept. Das betriebliche Hygienekonzept umfasst
alle betrieblichen Infektionsschutzmaflinahmen. Die Beschaftigten sind Gber die im Hygie-
nekonzept festgelegten SchutzmalRnahmen zu unterweisen.

Erganzt wird die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel durch branchenspezifische Handlungs-
hilfen der Berufsgenossenschaften und Unfallkassen. Sie geben Arbeitgebern Orientierung,
die richtigen Lésungsansatze fir ihre jeweilige Branche, ihr Unternehmen, ihre Einrichtung
oder ihre Organisation zu finden und entsprechend umzusetzen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass wahrend der epidemischen Lage von nationaler Trageweite im
Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 und Satz 4 des Infektionsschutzgesetzes der Arbeitgeber
neben dem Arbeitsschutzgesetz und den Arbeitsschutzverordnungen gemaR § 18 Absatz
1 und Absatz 2 vor allem die Vorgaben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel (Bekanntma-
chung des Bundesministeriums flir Arbeit und Soziales vom 10. August 2020 — GMBI 2020,
Seiten 484-495 [Nummer 24/2020 vom 20.08.2020] in der Fassung vom 7. Mai 2021 —
GMBI. 2021, Seiten 622-628 [Nummer 27/2021 vom 07.05.2021]) zu bericksichtigen hat.
Fur Tatigkeiten im Gesundheits- und Pflegebereich, insbesondere im Zusammenhang mit
an SARS-CoV-2 infizierten Personen, gilt weiterhin die Biostoffverordnung.
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Zu § 2 (Gefahrdungsbeurteilung und betriebliches Hygienekonzept)
Zu Absatz 1

Die Regelung des Absatzes 2 stellt sicher, dass bei Aufhebung infektionsschutzrechtlicher
Gebote und Verbote nach den §§ 28 bis § 28b des Infektionsschutzgesetzes wegen sin-
kender Inzidenzwerte die Wiederéffnung von Betrieben, Einrichtungen und Verwaltungen
durch betriebliche Hygienekonzepte flankiert wird.

Zu Absatz 2

Bei Tatigkeiten, bei denen keine technischen oder organisatorischen Schutzmaflinahmen
(geringere Raumbelegung, Abstandsregelung, Trennwande) maoglich sind, bei kérperlich
anstrengende Tatigkeiten oder bei Tatigkeiten, bei denen aufgrund der Umgebungsbedin-
gungen lautes Sprechen erforderlich ist und in der Folge verstarkt eventuell virenbelastete
Aerosole ausgeschieden werden, sind medizinische Gesichtsmasken (Mund-Nase-Schutz)
zur Verfugung zu stellen, vorzugsweise nach EN 14683:2019-10. Diese sind Medizinpro-
dukte der Risikoklasse | (gemafl® der Medizinprodukterichtlinie 93/42/EWG), die fur den
Fremdschutz entwickelt wurden. Durch die Normung ist sichergestellt, dass ein definiertes
Schutzniveau gewahrleistet ist, bedingt durch die Qualitat des verwendeten Filtermaterials
und eine ergonomische Gestaltung, durch die ein mdglichst enges Anliegen der Maske er-
zielt wird. Mund-Nase-Schutz (MNS) ist ein Einmalprodukt und muss regelmafRig gewech-
selt werden. Er darf maximal fir die Dauer eine Arbeitsschicht getragen werden. Zusatzlich
muss ein MNS bei Kontamination oder Durchfeuchtung gewechselt werden.

Alternativ kann Atemschutz zum Eigenschutz, zum Beispiel durch FFP2-Atemschutzmas-
ken oder gleichwertige Atemschutzmasken, notwendig sein und zur Verfligung gestellt be-
ziehungsweise getragen werden, welche im Anhang naher bezeichnet werden. Die mog-
licherweise erhdhte Belastung durch das Tragen von Atemschutzmasken im Vergleich zu
Mund-Nase-Schutz (MNS) ist im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung zu bericksichtigen.
Beschaftigte sind im An- und Ablegen des MNS beziehungsweise der Atemschutzmaske
durch eine fachkundige Person zu unterweisen, um eine Kontamination der Hande oder der
Maske zu vermeiden. Dienstlich zur Verfugung gestellte MNS bzw. Atemschutzmasken
mussen nach Verwendung entsorgt werden. Atemschutzmasken (auch Partikelfiltrierende
Halbmasken [FFP] genannt) sind eine Personliche Schutzausriistung im Sinne der Verord-
nung (EU) 2016/425. Als diese unterliegen Atemschutzmasken den entsprechenden Anfor-
derungen der Verordnung (EU) 2016/425 und missen den technischen Normen
EN140:1998 oder vergleichbar und EN149:2001+A1:2009 oder vergleichbar entsprechen.
FFP2-Masken missen mindestens 94 Prozent und FFP3-Masken mindestens 99 Prozent
Filterleistung in einem standardisierten Testverfahren nachweisen. Atemschutzmasken die-
nen damit dem Eigenschutz. Atemschutzmasken sind tberwiegend Einmalprodukte und
nach Gebrauch zu entsorgen. Fir Atemschutzmasken wird aufgrund der kérperlichen Be-
lastung eine Tragezeitbegrenzung empfohlen, Anhaltspunkte fir eine Tragezeitbegrenzung
sind in der DGUV-Regel 112-190 ,Benutzung von Atemschutzgeraten“ beschrieben. Die
dargestellte Filterleistung wird nur erreicht, wenn die Maske dicht an der Haut anschlieft.
Dies ist zum Beispiel bei Bartwuchs oder starker Vernarbung im Bereich der Dichtlippe nicht
gegeben. Gegebenenfalls muss die Gesichtsmaske auch nach der Kopfform ausgewahilt
werden. Der Dichtsitz sollte durch einen FIT-Test Gberprift werden, ansonsten ist es mdg-
lich, dass die Beschaftigten in falscher Sicherheit Gber die Schutzwirkung der Maske sind.
Masken mit Ausatemventil dirfen nur getragen werden, wenn alle Kontaktpersonen eben-
falls eine solche Atemschutzmaske tragen. Alternativen zur Atemschutzmasken sind Voll-
masken (EN 136:1998 und EN 12942 oder vergleichbar) oder Geblasehauben (EN 12941
oder vergleichbar) mit Partikelfiltern (EN 143 oder vergleichbar). Die Filterqualitat ist min-
destens TM2 bei Masken bzw. TH2 bei Hauben. Geblaseunterstiitzte Gerate sind weniger
belastend fur den Trager und unterliegen daher keiner Tragezeitbegrenzung. Bei diesen
Systemen besteht kein Fremdschutz. Sie kdnnen daher nur angewendet werden, wenn alle
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Kontaktpersonen eine Atemschutzmaske tragen. In Bezug auf das Erfordernis arbeitsme-
dizinischer Vorsorge gilt die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) in
Verbindung mit der arbeitsmedizinischen Regel AMR 14.2.

Zu Absatz 3

Der Zugang zum betrieblichen Hygienekonzept nach Absatz 3 schafft auch weiterhin Trans-
parenz und Rechtssicherheit. Er dient Arbeitgebern und Beschaftigten zur Vergewisserung
Uber die einzuhaltenden SchutzmalRnahmen. Der Zugang erleichtert auch eine Kontrolle
durch die Arbeitsschutzbehdrden.

Zu § 3 (Kontaktreduktion im Betrieb)

Betriebsbedingte Zusammenkunfte sind beispielsweise durch die Moglichkeit des Arbeitens
von zu Hause auf das absolute betriebsnotwendige Mal} zu beschranken. Kann dies nicht
oder nur zum Teil umgesetzt werden, sind auf Grund des hohen Infektionsrisikos weitere
Schutzmallinahmen erforderlich. Insbesondere durch intensives und fachgerechtes Liften
kann eine Verringerung der Konzentration ausgeschiedener Viren bewirkt und damit das
Infektionsrisiko in Raumen gesenkt werden. Die Installation von Abtrennungen, vorzugs-
weise aus transparentem Material, um die Atembereiche der Personen zu trennen, bietet
einen Schutz fur Tropfcheninfektion, wenn der Abstand nicht eingehalten werden kann. Die
negativen Auswirkungen von Trennwanden auf die Liftung sind zu beriicksichtigen.

Zu § 4 (Tests in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-
CoV-2)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift reagiert auf das gegenwartig auch im betrieblichen Rahmen bestehende In-
fektionsrisiko durch die gefahrlichen SARS-CoV-2 Varianten.

Je hoher die Inzidenz, desto wichtiger ist die frihzeitige Unterbrechung von Infektionsket-
ten. Neuere Untersuchung der COVID-19 Data Analysis Group (CoDAG) (Ludwig-Maximi-
lians-Universitat Minchen) zeigen, dass die Anzahl der gemeldeten Falle der Infektionen,
die nachweislich am Arbeitsplatz stattgefunden haben, seit Jahresbeginn zunimmt. Ein
sprungartiger Ruckgang in den Infektionen am Arbeitsplatz ist laut der Forschergruppe wah-
rend der Osterfeiertage zu erkennen. Dieser Riickgang ist deutlich starker als etwa in an-
deren Bereichen und somit sicherlich nur teilweise auf Meldeverzug zurtckzufuhren, son-
dern vor allem darauf, dass die meisten Erwerbstatigen in dieser Zeit dem Arbeitsplatz fern-
blieben. Seit dem 20. April 2021 (Kalenderwoche 16) gilt das verbindliche Testangebot in
Betrieben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung. Dies spiegelt sich direkt in den Da-
ten durch einen sprunghaften Anstieg an gemeldeten Infektionen am Arbeitsplatz wider.
Danach fallen die Infektionen an Arbeitsplatzen jlingst deutlich ab. Die Wissenschaftler se-
hen den deutlichen Effekt der Reihentestungen: Die Testpflicht bzw. das verpflichtende
Testangebot flhrt zunachst zu einem sprunghaften Anstieg der COVID-19 Falle. Langfristig
sinken die Inzidenzzahlen aus Ausbrichen wieder. Dieses Muster kann dadurch erklart
werden, dass Infektionsketten erkannt und unterbrochen werden kénnen, was langfristig zu
einer Reduktion der Inzidenzen fuhrt. Um das Ausbruchsgeschehen zu kontrollieren, sind
effektive MalRinahmen notwendig, die ganz gezielt dort ansetzen, wo die Infektionsgefahr
hoch ist. Die Pflicht der Arbeitgeber, ihren Beschaftigten zweimal pro Kalenderwoche Tests
in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 anzubieten,
hilft dabei, Infektionsketten zu durchbrechen. Die Testung stellt ein niederschwelliges Mittel
dar, um friihzeitig Infektionscluster zu erkennen, die zu einer erneuten, schnellen Ausbrei-
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 flihren kénnen. Sie regelt das verpflichtende Angebot
von zwei Tests pro Kalenderwoche zum direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-
CoV-2 durch die Betriebe mit dem Ziel, den Arbeitgebern und den Beschaftigten mehr Si-
cherheit im Wege der Friherkennung zu geben und eine Ausbreitung von Infektionen im



-12 -

Betrieb zu verhindern. Eine aktuelle Studie der Heinrich-Heine-Universitat Dusseldorf be-
legt auf der Basis statistischer Auswertungen relevante Beitrage der Arbeitswelt auf das
jeweilige regionale Infektionsgeschehen (Nico Dragano, Morten Wahrendorf, Zusammen-
hange zwischen dem Verlauf der COVID-19 Inzidenzen auf regionaler Ebene und Indikato-
ren zur Erwerbstatigkeit, Medizinische Fakultat und Universitatsklinikum, Heinrich-Heine-
Universitat DUsseldorf, Stand: 14. April 2021). Die Ergebnisse zeigen, dass Regionen mit
hoher Erwerbsquote fur alle bisherigen drei Infektionswellen signifikant erhohte Infektions-
zahlen gegenlber Regionen mit geringerer Erwerbsquote haben. Unter Beriicksichtigung
maoglicher Storeinflisse zeigen die Studienergebnisse, dass Erwerbs- und Berufstatigkeit
einen relevanten, verstarkenden Einfluss auf das Infektionsgeschehen haben. Damit wird
zugleich die erheblichen Praventionspotenziale von Malinahmen des betrieblichen Infekti-
onsschutzes belegt und bestatigt, dass MaRnahmen zur Kontaktreduzierung in der Arbeits-
welt und ein Screening durch Testungen am Arbeitsplatz fur die Beherrschbarkeit des In-
fektionsgeschehen unverzichtbar sind. Dies ist insbesondere vor den Hintergrund der Som-
merferien und der wiederbeginnenden Reisetatigkeit von Relevanz. Ein mindestens zwei-
mal pro Woche durchgeflihrtes Testen ermdglicht eine noch schnellere Erkennung von in-
fizierten Personen. Dies ist eine wichtige Voraussetzung fur eine frihzeitige Unterbrechung
von Infektionsketten, erhdht den Schutz der Beschaftigten und dient der Aufrechterhaltung
des Arbeits- und Wirtschaftslebens. Mittelbar profitiert auch der Bevdlkerungsschutz. Vor-
sorglich sollten sich beim Auftreten von verdachtigen Symptomen auch geimpfte Personen
immer testen lassen. Das Testen entbindet nicht von der Einhaltung der AHA+L-Regel, der
sonstigen technischen und organisatorischen ArbeitsschutzmalRnahmen sowie der notwen-
digen Hygienevorkehrungen im Betrieb und der Beachtung der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzregel. Es kdnnen zum Beispiel PCR-Tests oder Antigen-Schnelltests zur professio-
nellen oder zur Selbstanwendung angeboten werden.

Fur anerkannte Antigentests im Sinne dieser Vorschrift werden nahere Anforderungen vom
Bundesinstitut  fir  Arzneimittel und  Medizinprodukte unter der Adresse
https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html verdffentlicht.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen, unter denen die Pflicht des Arbeitgebers aus
Absatz 2, seinen Beschaftigten zweimalig pro Kalenderwoche einen Corona-Test anzubie-
ten, entbehrlich ist. Die Testangebotspflicht kann aufgrund des Ergebnisses der Gefahr-
dungsbeurteilung beispielsweise entfallen bei Beschaftigten, bei denen ein Nachweis der
vollstdndigen Impfung vorliegt oder Uber eine vorangegangene Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2, die mindestens 28 Tage sowie maximal sechs Monate zurlckliegt. Mit
der Verordnung wird kein neues arbeitsschutzrechtliches Auskunftsrecht des Arbeitgebers
Uber den Impf- oder Genesungsstatus der Beschaftigten geschaffen. Vielmehr sind die be-
stehenden arbeits-, datenschutz- und infektionsschutzrechtlichen Vorgaben mafgeblich,
etwa § 23a des Infektionsschutzgesetzes (vgl. dazu BT-Drucks. 18/10938, S. 65 f.).

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Dokumentation der betrieblichen Angebote der Testungen und ermdg-
licht den Arbeitsschutzbehérden und den Aufsichtspersonen der Unfallversicherungstrager
die Uberpriifung der betrieblichen Mafnahmen im Bereich der Testung der Beschéftigten
und der Versicherten. Anlasse fur Uberprifungen bestehen wahrend der gesamten Gel-
tungsdauer der Verordnung. Deshalb miissen Arbeitgeber die entsprechenden Unterlagen
bis zum 11. September 2021 als Nachweis gegentber den zustandigen Behdrden aufbe-
wahren. Als Nachweis der Beschaffung der Testressourcen gentigt der Nachweis einer Be-
stellung der bendtigten Testmengen. Das Angebot an die Beschaftigten zur Durchfuhrung
von Testungen durch Dritte im Sinne dieser Vorschrift schliel3t die Beauftragung entspre-
chend geeigneter Dienstleister mit ein. Schon beschaffte Tests, die das Verfalldatum nicht
Uberschritten haben, kdnnten weiterhin benutzt werden.
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Zu § 5 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten und das AulRerkrafttreten der Verordnung.

Zur Anlage 1 (Einsetzbare Atemschutzmasken)

Die Anlage regelt die Atemschutzmasken, die der Arbeitgeber auswahlen und den Beschaf-
tigten bereitstellen darf. Der Arbeitgeber sollte vorrangig Atemschutzmasken auswahlen
und bereitstellen, die vollumfanglich der Verordnung (EU) 2016/425 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 9. Marz 2016 Uber persénliche Schutzausristungen und zur
Aufhebung der Richtlinie 89/686/EWG des Rates (ABI. L 81, 31.3.2016, S 51 - 98) genligen.



	SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
	A. Problem und Ziel
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	E. Erfüllungsaufwand
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

	F. Weitere Kosten

	SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
	§ 1
	Ziel und Anwendungsbereich
	§ 2
	Gefährdungsbeurteilung und betriebliches Hygienekonzept
	§ 3
	Kontaktreduktion im Betrieb
	§ 4
	Tests in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2
	§ 5
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	Anlage

	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
	III. Alternativen
	IV. Regelungskompetenz
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
	VI. Regelungsfolgen
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
	2. Nachhaltigkeitsaspekte
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	4. Erfüllungsaufwand
	5. Weitere Kosten
	6. Weitere Regelungsfolgen

	VII. Befristung; Evaluierung

	B. Besonderer Teil
	Zu § 1 (Ziel und Anwendungsbereich)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu § 2 (Gefährdungsbeurteilung und betriebliches Hygienekonzept)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu § 3 (Kontaktreduktion im Betrieb)
	Zu § 4 (Tests in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu § 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
	Zur Anlage 1 (Einsetzbare Atemschutzmasken)





